
France? Une révision de la Constitution, qui entrai-
nerait une dissolution automatique de la Cluimbre et
de nouvelles élections, me paraît constituer un meil-
leur moyen pour faire participer les électeurs à cette
importante décision.

J.F. Poos: Ce débat vient d'être mené à la Chambre.
Cette question est très sérieuse et mérite une réflexion
approfondie. Bien sûr à ce sujet les opinions diver-
gent. Le gouvernement a pris une attitude très claire:
la Constitution devra être modifiée, mais elle ne le
sera pas avant, mais après la ratification. En 1956,
l'article 49 bis a été ajouté à notre Constitution qui
nous permet de déléguer des droits de souveraineté à
des organismes internationaux.

forum: Temporairement!

J.F. Poos: Oui, dans l'esprit de l'époque. Nous di-
sons pour une durée limitée indéterminée. L'article

49 bis nous pennet donc de ratifier le traité de Maas-
tricht, et d'accepter le principe de la citoyenneté eu-
ropéenne. Le traité aura alors la même valeur que le
droit interne. Mais il ne sera pas directement exécu-
table, parce que le droit dérivé fait encore défaut tant
que la directive fixant les modalités d'application ne
sera pas adoptée et ratifiée. Cela doit se faire avant
fin 1994. Entre temps nous aurons l'occasion de mo-
difier la Constitution. Et ces modalités feront bien
l'objet de la prochaine campagne électorale pour les
législatives de 1994. Et avant la fin de cette année-là
la nouvelle Chambre pourra voter une révision de la
Constitution. Ensuite nous aurons le temps de modi-
fier la loi électorale pour les prochaines élections
communales.

forum: Merci Monsieur le ministre.

L'entretien avec Monsieur J. F. Poos a été enregistré par Serge
Kollwelter et Michel Pauly le 8 mai 1992.

Von Rio nach Beckerich
und zurück

Am 29. April fand im Centre Convict eine mäßig be-
suchte Table-ronde zum Thema "Letzebuerg - Land
mat lirnitéierter Responsabilitéit" statt.

Als erster sprach Claude Turmes vom Mouvement
Ecologique zum Thema Klima und CO2. Die Klima-
forscher sind sich einig darüber, daß das Erdklima ein
sehr komplexes System darstellt, das durch einen so
massiven menschlichen Eingriff wie die giganti-
schen CO2-Ausstöße aus dem Gleichgewicht geraten
muß, mit unvorhersehbaren Folgen für die Natur und

vorhersehbar fatalen für die menschliche Spezies.
Claude Turmes betonte die besondere Verantwor-
tung der westlichen Industriestaaten, unter ihnen Lu-
xemburg, die ihren Reichtum auf eine über hundert-
jährige Kumulierung von CO2-Ausstößen aufgebaut
haben. Die technischen und sozialen Kosten einer
CO2-Reduzierung müßten entsprechend von diesen
Staaten getragen werden. Die luxemburgische Re-
gierung in ihrer Verantwortungslosigkeit aber stellt
sich weiterhin vor ihre zwei Lieblingskinder und
größten CO2-Erzeuger: die Arbed und das Auto.

Carlo Schmitz
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Carlo Schmitz

In seiner Antwort wies Umweltminister Bodry
darauf hin, daß in Rio bestenfalls die EG mit ihren
bescheidenen Reduzierungsinaßnahmcn sich gegen
die USA durchsetzen könne, die überhaupt keine
CO2-Konvention wünschten. Die Zahlen der EG be-
ruhten eher auf einem politischen Kompromiß als auf
dem Versuch, die notwendige . Reduzierung abzu-
schätzen, und es sei noch nicht einmal sicher, ob
diese Maßnahmen in der EG eine Majorität finden
würden. In dieser Antwort zeigte sich die tragische
Diskrepanz zwischen der ökologischen Notwendig-
keit und der sogenannten politischen Machbarkeit.

Im zweiten Beitrag, von Cary Greisch (Greenpeace),
ging es um Technologie, freien Handel und Abfall-
p"!iùk Die in der Produktion von Reichtum einge-
setzte Technologie müßte sich an ökologischen Kri-
terien messen. Die Definition von "suxmivab|, tech-
nology" und die darauffolgende systematische
Ersetzung unökologischerTechnologien steht aber in
Widerspruch mit dein Dogma des freien Handels, das
in den GATT-Verhandlungen nicht nur zelehriert
wird, sondern quasi als Weltgesetz ratifiziert wird.
Auch der Abfall, ist er erst einmal als Ware definiert,
wird frei zirkulieren dürfen müssen. Was alle Lip-
penbekenntnisse über Selbstentsorgung überflüssig
machen wird, im Namen der Freiheit der Dritte-Welt-
Länder, unseren Abfall mit oOeucn Armen bei sich
aufzunehmen.

Bedauerlicherweise verbrachte der Redner den Rest
seiner Zeit, die nationale Abfallpolitik des Ministers
Bodry auseinanderzunehmen. Das Publikum unter-
süjtzte ihn dabei mit b,Jcumngsxxbw,ncn "Bick,-
rcch!"'Zwimchcnro6o.m|sobduxGcbickau\dcsPlx'
neten mit der Genehmigung der Beckericher Plastik-
Ouxchro endgültig besiegelt sci In dieser Art ging
das Streitgespräch zwischen dem Redner und dem
Minister fort, bis R,nS/,onk, in Vertretung des Ko-
operationsministers Wohlfahrt, zum Thema Rio zu-
rÜckkum: Der freie Handel sei doch auch eine For-
derung der Dritte-Welt-Länder, die mit ihren Produk-
|,ocod)ichxu,h die protektionistischen westlichen
Märkte erreichen möchten. Herr Stronk verdächtigte
sodann die westlichen Industriestaaten des Ökn'lm'
ycrix|ismus.w,i| sie unter dem Vorwand des Um-
weltschutzes den freien Handel zu ihren Gunsten ein-
nchmokm`möchucn.DicG,[uh,cin,,xo|cbcuFuuk-
/imm|isi,rungdcr()ko|"gi,b,m,b\.ahcrmanooU»c
hieraus weder schließen, daß nur westliche Industrie-
länder Interesse an Umweltforderungen hätten, noch
daß der wirklich freie Handel die "voie royale" zu
eitler Lösung der Entwicklungs- und Umweltproble-
me

Schließlich sprach Robert Garcia von der ASTM
über den Bereich Entwicklungshilfe auf der Rio-kon-
kreuz Neben der Forderung nach Verwirklichung
der vor mehr als 20 Jahren beschlossenen, noch
immer von kaum einem Land erreichten Steigerung
der Entwicklungshilfe auf 0.7% des Bruttosozialpro-
dokm ' müßte über Ökosteuern ein ()ko'Bo^,ick'
|m`gxk,nJsgmchxAeowcrd,uinBohcvouo^*u125
Milliarden US-Dollar pro Jxhr Es wäre aber auch
wi,btig, daß dieser Fonds von der UNO selber
waltet würde, unter Mitarbeit der Dritte-Welt-Orga-
nisationen, und nicht etwa von Weltbank oder IWF,
deren katastrophale Politik in Hinsicht auf Umwelt,
Entwicklung und soziale Verhältnisse bekannt ist,
und in denen "zufälligerweise" Vertreter der westli-
,hn` Industriestaaten und Finanzimperien den Ton

Robert Garcia fragte, welches die Haltung der Luxem-
burgischen Vertreter sein werde, falls es in Rio in
diesen und anderen Punkten zu einer Nord-Süd-Kon-
6vo/uhnu kommen würde, eine Frage, die leider un-
beantwortet blieb. Herr Stronk erläuterte die Gefah-
no ' die sich aus einer zu rapiden Steigerung der
nick|oogshi||e,,gob,nvvu,d,n. lJberhaupt war die
Stimmung wieder entspannter geworden, was
Richard Graf vom Gréngespoun zu einer tempera-
mentvollen Intervention veranlaßte: Das gemächli-
che DixkuxxionxNimagchcinkciu,mVcrbNmix,ur
Dringlichkeit der Bedürfnisse. Gefordert sei eine of-
fensive Entwicklungspolitik, was auch machbar sei:
denn warum könnte man nicht für die (jko'Bnu,iok'
|ung "schnelle Milliarden" im Staatsbudget locker-.
machen, wenmt dies für den Golftrieg ohne Schwie-
rigkeit

In der darauffolgenden allgemeinen Aussprache
wurde auf das fleißigste einer Leidenschaft der lu-
xcmhoq;iuchcuAlu`rouhv,ngebm`t:d,m Spo rt d,m
Ministerschießens. Nach den Beckericher Plastikfla-
s,hrn kam die mangelnde Unterstützung für Wind-.
mühlenprojekte zur Sprache. Sodann kam die Reihe
m/ die Nordstraße, wobei Herr Bodry erst einmal
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schlichtweg zur Demission aufgefordert wurde. Im
Rahmen der Table-ronde wäre es sicherlich berech-
tigt gewesen zu fragen, wie denn Luxemburg nach
dieser Entscheidung für eine nutzlose Naturzerstö-
rung auf der Rio-Konferenz da stehen würde. Leider
gingen an diesem Abend die pertinenten Fragen unter
in emphatisch vorgetragenen lokalpolitischen Re-
flexreaktionen. Und die Angriffe richteten sich
wieder einmal gegen den Mann in der vordersten
Linie, den einzig anwesenden Minister Bodry,
obwohl gewisse Ministerkollegen für scharfsichtige
Kritiker eine viel größere Angriffsfläche bieten
dürften. Im Gegensatz zu diesen Kollegen, die genau
wissen worauf ihr wertestes Teil ruht, vermittelte
Bodry den Eindruck, zwischen zwei Stühlen zu
sitzen. Zur Rio-Konferenz äußerte er abschließend
die realistische Einschätzung, man könne kaum Ent-
scheidungen erwarten, nur die Gelegenheit zur Sen-
sibilisierung auf weltweite Umweltprobleme nutzen,
und dafür sorgen, daß es zu diesem Thema nach Rio
"kein Loch" gebe, sondern die Initiativen fortgesetzt
würden.

Wird die Konferenz von Rio also, wenn schon keine
konkreten Ergebnisse, so doch wenigstens den
Anfang des Bewußtwerdens bringen, daß alle Erden-
bewohner "im gleichen Boot sitzen"? Man darf zu
Recht bezweifeln, daß die Teilnehmer an dieser Kon-
ferenz unter dem Strich die wirklichen Interessen der
Erdbevölkerung vertreten werden und der Versu-
chung widerstehen werden, diese Verhandlungen
zum Ergattern kurzfristiger Vorteile zu nutzen. Zum
Beispiel gibt es im Bereich der "biodiversity" schon
bilaterale Abkommen zwischen an Genreserven
reichen Ländern und internationalen Konzernen.
Falls es keine Konvention über den freien Zugang zur
Genvielfalt und über ein Transfer von Biotechnolo-
gie geben wird, werden die westlichen Konzerne die
großen Gewinner sein, ein paar Dritte-Welt-Länder
sich Vorteile verschaffen, und die Chance, diesen
Reichtum zum Wohle der gesamten Menschheit zu
nutzen, wird vertan sein.

Im Sinne der schon erwähnten Diskrepanz zwischen
Notwendigkeit und sogenannter Machbarkeit wird in
Rio auch die Stunde der Wahrheit schlagen. Der
Bremsklotz für die notwendigen Reglementierungen
und Einschränkungen darf dann nicht mehr die Kon-
kurrenz zwischen den Ländern sein, die bewirkt, daß
Politiker im Namen des Wohlergehens des eigenen
Volkes das Wohlergehen aller gefährden "müssen".
Auch das Argument, daß z.B. die "Neuen Industrie-
länder" sich nicht an die Spielregeln halten könnten,
ist nicht stichhalltig. Die westlichen Industriestaaten
würden über genügend wirtschaftliche Druckmittel
verfügen, weltweit strenge Umweltschutzmaßnah-
men durchzusetzen, wenn sie es wirklich wollten.
Auch gibt es unseres Wissens nach keine Gefahr, daß
der Weltmarkt dlurch unökologisch hergestellte Bil-
ligprodukte vom Mars überschwemmt würde. Das
einzige Hindernis, das sich bei dieser Gelegenheit in
seiner reinen Form zeigt, ist, daß in Rio weniger die
Summe der Interessen der Völker der Erde vertreten
werden als die Interessen der Eliten in den verschie-
denen Ländern. in Rio wird die Vorstellung eines in-
ternationalen Kapitalismus, der Umweltnormen
unter Kontrolle der UNO respektieren würde, sich als
Illusion erweisen. Denn gerade die wirtschaftliche
Macht, die kontrolliert werden soll, verfügt über ge-
nügend Macht und Einfluß, die Strukturen, die die
Kontrolle schaffen und ausüben sollen, hieran zu
hindern. Wichtigstes ideologisches Argument wird
die Freiheit des Marktes und das Gespenst der Büro-
kratie sein, wichtigste Vertreter der Interessen der
westlichen Konzerne werden die westlichen Regie-
rungen sein, allen voran die einzig verbliebene Welt-
macht, die Vereinigten Staaten. Und so wird Rio
wohl weniger eine Gelegenheit zur Sensibilisierung
auf weltweite Urnweltthemen sein als eine Möglich-
keit zur Veranschaulichung der Misere der herr-
schenden Zustände: Statt den gewohnten allweih-
nachtlichen verstrahlten, vergifteten, verhungerten
Kinder im Fernsehen einen Einblick in die Verhält-
nisse, die dies erzeugen und aufrechterhalten. 	 rk

In Rio wird
weniger die
Summe der
Interessen
der Völker der
Erde ver-
treten werden
als die
Interessen
der Eliten in
den verschie-
denen
Ländern.

Opus Dei
Während Papst Johannes XXIII., der große Kirchenreformer, oder Bischof Oscar Romero, der sal-
vadorianische Märtyrer, von vielen Gläubigen als ihre Vorbilder und Fürsprecher bei Gott verehrt
werden, warten sie zur Zeit noch vergeblich auf eine offizielle Heiligsprechung. Nicht so sehr der
umstrittene Spanier Josemaria Escrivâ de Balaguer y Abbas, den Johannes Paul II. am 17.5. seligge-
sprochen hat. Die LW-Leser wurden seit Monaten in kleinen Notizen und ganzseitigen Beiträgen auf
das Ereignis vorbereitet. Die "forum "-Redaktion kann sich nicht an einen ähnlichen Rummel im LW
bei einer der zahlreichen vorausgegangenen Selig- und Heiligsprechungen dieses Papstes erinnern.
Sitzt auch ein Opus-Dei-Fan in der LW-Redaktion?

Die beiden folgenden Beiträge beleuchten einerseits die (keineswegs neue) Art des Vatikans, mit Se-
ligsprechungen Politik zu machen, und klären andererseits darüber auf, was es mit dem "Opus Dei",
der "Mafia Gottes" auf sich hat. (m.p.)

Als die Kardinäle sich im Oktober des Drei-Päpste-
Jahres 1978 zum zweiten Mal versammelten, um am
28. Oktober den Nachfolger von Johannes Paul I. zu
wählen, hatten die Opus-Dei-Leute unter eben jenen

Opus Dei - Werk Gottes?

Wahlmännern einen Band verteilt mit Ansprachen
ihres Lieblingskardinalerzbischofs von Krakau,
Karol Wojtila. Solche Ansprachen hatte dieser öfter
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